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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 16 . Dezember 1985

betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Vertrags
( IV/30.373 — P & I Clubs)

(Nur der englische Text ist verbindlich)

( 85 /615/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6 . Fe­
bruar 1962 — Erste Durchführungsverordnung zu den
Artikeln 85 und 86 des Vertrages (*), zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Griechenlands , insbe­
sondere auf die Artikel 6 und 8 ,

im Hinblick auf die am 18 . Juni 1981 , am 27 . Juli 1984
und am 20 . Februar 1985 von den im Anhang aufgeführ­
ten 17 „Protection and Indemnity Clubs" — gemeinnüt­
zige Vereine für bestimmte Arten der Seeversicherung —
vorgenommenen Anmeldungen der als „International
Group Agreement" bekannten Vereinbarung,

im Hinblick auf die nach Artikel 19 Absatz 3 der ge­
nannten Verordnung Nr. 17 erfolgte Veröffentlichung
des wesentlichen Inhalts des Antrages und der Anmel­
dung o,

in der Erwägung, daß die Kommission nach der genann­
ten Veröffentlichung gemäß Artikel 19 Absatz 3 weder
auf weitere bedeutsame Tatsachen aufmerksam gemacht
noch durch irgendwelche Äußerungen dazu veranlaßt
wurde , ihre Absicht zu ändern und dem Antrag auf An­
wendung des Artikels 85 Absatz 3 des Vertrages zu ent­
sprechen,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartelle
und Monopolfragen,
in Erwägung nachstehender Gründe :

I. SACHVERHALT

( 1 ) Am 18 . Juni 1981 meldeten 17 „Protection and
Indemnity Clubs" („P & I Clubs" — gemeinnüt­
zige Vereine für bestimmte Arten der Seeversiche­
rung), deren Namen und Anschriften im Anhang
aufgeführt sind, nach Artikel 4 der Verordnung

Nr. 17 bei der Kommission den Text einer Ver­
einbarung im Hinblick auf die Erteilung eines Ne­
gativattests oder einer Freistellung gemäß Artikel
85 Absatz 3 des EWG-Vertrags an, die sie beab­
sichtigten in Kraft zu setzen .

Die als International Group Agreement (IGA) be­
kannte Vereinbarung trat dann am 8 . Dezember
1981 in Kraft .

(2) Nach einer ersten Untersuchung kam die Kommis­
sion zu dem Schluß, daß die Vereinbarung eine
Reihe von Klauseln enthielt, die nicht gemäß Arti­
kel 85 Absatz 3 freigestellt werden konnten . Am
18 . Februar 1983 eröffnete sie daher das Verfah­
ren und teilte den Antragstellern am 24 . Februar
1983 in den Beschwerdepunkten die Absicht mit,
eine Entscheidung gemäß Artikel 15 Absatz 6 der
Verordnung Nr. 17 zu erlassen.

(3) Nach Gesprächen mit der Kommission übermittel­
ten die Vereine am 1 . November 1983 eine Mittei­
lung, die eine Reihe von Vorschlägen zur Ände­
rung der IGA enthielt. Die Vereine baten um Aus­
kunft, ob die Kommission bereit sei , eine Veröf­
fentlichung nach Artikel 19 Absatz 3 zu der Ver­
einbarung (IGA) herauszugeben, sofern diese ge­
mäß den übermittelten Vorschlägen geändert
würde .

(4) Am 1 . Dezember 1983 erhoben die Union der
griechischen Schiffseigner und der griechische
Kooperationsausschuß für die Seeschiffahrt, deren
Mitglieder auch Mitglieder der „P & I Clubs"
sind, eine förmliche Beschwerde gemäß Artikel 3
der Verordnung Nr. 17 .

Diese Beschwerde betraf :

i) eine ähnlich lautende Vereinbarung wie die
IGA, die von den „P & I Clubs" vor Verab­
schiedung der IGA angewandt wurde ;

ii) die IGA in der angemeldeten und verabschie­
deten Form ;

iii) die IGA in der nun vorgeschlagenen geänder­
ten Form .

(') ABl . Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204/62 .
O ABl . Nr. C 9 vom 11 . 1 . 1985 , S. 11 .
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(5) Am 12 . Juli 1984 teilte die Kommission den
„P & I Clubs" die Beschwerdepunkte mit, in de­
nen sie feststellte , daß sie nach Prüfung der vorlie­
genden Informationen der Auffassung sei , es be­
stünden Gründe zu der Annahme, daß bestimmte
Klauseln der IGA gegen Artikel 85 Absatz 1 ver­
stießen und die Voraussetzungen für eine Freistel­
lung nach Artikel 85 Absatz 3 nicht erfüllten .

(6) Am 27 . Juli 1984 meldeten die „P & I Clubs" den
Text einer geänderten IGA (IGA 1984) an, für die
sie die Erteilung eines Negativattests oder eine
Freistellung gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-Ver­
trag beantragten. Diese Fassung trat am 31 . Juli
1984 in Kraft .

(7) Am 2. August 1984 teilte die Kommission den
Vereinen mit, daß aufgrund des Fehlens einer
Ubereinkunft in allen Fragen der Beschwerde­
punkte , auf deren Grundlage die Kommission eine
Freistellung gewähren könnte , die Verfahren nach
Artikel 85 Absatz 1 fortgesetzt werden müßten .

( 8) Am 27 . September 1984 teilten die Vereine der
Kommission mit, daß sie unbeschadet ihrer Hal­
tung in den laufenden Verfahren und in dem Be­
mühen, die Verfahren gemäß Artikel 85 Absatz 3
beizulegen bereit seien , die 1984 angemeldete IGA
zu ändern .

A. Der Markt und die beteiligten Unternehmen

(9) Die „P & I Clubs Insurance" ist die herkömmliche
Bezeichnung für die gesetzliche Haftpflichtversi­
cherung und bestimmte Formen der vertraglichen
Haftpflichtversicherung im Schiffsgewerbe . Die er­
sten P & I Clubs" wurden in England Mitte des
19 . Jahrhunderts gegründet . Sie beruhen auf dem
Grundsatz der Gegenseitigkeit, sind also keine ge­
werblichen Versicherungsunternehmen, sondern
Vereinigungen von Reedern , Befrachtern, Schiffs­
führern und Schiffsunternehmen, die sich ihre
Haftpflicht auf einer nicht gewinnbringenden
Grundlage untereinander teilen . Im wesentlichen
versichern alle „P & I Clubs" dieselben Risiken,
doch bestehen Unterschiede in bezug auf die
Franchise- bzw. Regreßsätze .

Ein Reeder schließt gewöhnlich mit einem gewerb­
lichen Versicherer seine Seekasko- und Maschi­
nenversicherung ab, während seine gesetzliche und
vertragliche Haftpflicht fast immer mit „P & I
Clubs" abgeschlossen wird .

( 10) Jeder Verein arbeitet auf einer gemeinnützigen
Grundlage zugunsten seiner Mitglieder. Er versi­
chert die gesetzliche und die vertragliche Haft­
pflicht, die seine Mitglieder in ihrem Schiffsge­
werbe übernehmen . Darüber hinaus kombinieren
und rückversichern die Vereine gemeinsam die
über bestimmte Höchstsätze hinausgehenden Risi­
ken. Dieser „Pool" wird von allen Vereinen ge­
meinsam betrieben , die das Risiko einer gegen ein
Mitglied eines Vereins erhobenen Forderung tei­

len , wenn diese die von jedem Verein aufgestellte
Höchstgrenze übersteigt. So wird jede große, ge­
gen einen Verein erhobene Forderung nicht nur
von dessen Mitgliedern getragen, sondern in be­
zug auf die Überschreitung von den Mitgliedern
sämtlicher im Pool zusammengeschlossenen
Vereine anteilmäßig mitgetragen . Der Pool seiner­
seits rückversichert auf dem Weltmarkt die über
die von ihm festgesetzte Höchstgrenze hinausge­
hende Risiken .

( 11 ) Die verschiedenen an der IGA beteiligten „P & I
Clubs" versicherten 1979 und 1980 etwa 90 % der
Weltschiffsgütertonnage . 1980 beförderten die
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Seeverkehr etwa 112,5 Millionen
Tonnen, die fast ausschließlich von Vereinen der
International Group versichert wurden. Schät­
zungsweise nahmen die Vereine 1983 Versiche­
rungsprämien in Höhe von über 500 Millionen
US-Dollar ein .

B. Die Vereinbarung in ihrer ursprünglich ange­
meldeten Form

( 12) Der nachstehende Buchstabe C enthält die wesent­
lichen Teile der Vereinbarung in ihrer jetzigen
Form, nach den in der Anmeldung von 1984 ent­
haltenen sowie später erfolgten Änderungen .
Die 1981 angemeldete Vereinbarung enthielt je­
doch in ihrer ursprünglichen Form einige Klau­
seln , die nach dem Einspruch der Kommission
geändert wurden. Nachstehend eine Zusammen­
fassung der wichtigsten Klauseln , welche die
Kommission geändert sehen wollte :
a) Die Verpflichtung eines Vereins („New Club")
für ein Schiff, das gegenwärtig bei einem ande­
ren Verein („Holding Club") versichert war,
keine niedrigere Prämie als die des „Holding
Club" anzubieten (d . h . die Prämie, mit der der
„Holding Club" die Verlängerung der Versi­
cherung vorsieht), sofern nicht die Prämie des
„Holding Club" die „üblichen" Prämien über­
steigt :
Diese Verpflichtung bewirkte die Verhinderung
oder Beschränkung des Prämienwettbewerbs,
da die einzige Möglichkeit eines „New Clubs",
die Geschäfte eines bei einem anderen Verein
versicherten Schiffsunternehmers zu überneh­
men und einen neuen Satz anzuwenden, darin
bestand, den von der IGA eingesetzten Sach­
verständigenausschuß davon zu überzeugen,
daß die Prämien des „Holding Club" unange­
messen sind, d . h . daß sie die in dem besonde­
ren Fall als angemessen angesehene Höchst­
grenze überschreiten .
Wurden sowohl die Prämien des „Holding
Club" als auch die des „New Club" als ange­
messen betrachtet, so konnte der „New Club"
den Schiffsunternehmer nur versichern, wenn
er seine Prämie im ersten Jahr der des „Hol­
ding Club" anpaßte ;
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rungsprämie von einem Sachverständigenaus­
schuß nicht als unangemessen niedrig angese­
hen wird ;

b) damit aber insbesondere der Verein, bei dem
der Reeder seine Schiffe bisher versichert hat
(„Holding Club"), vom Erhalt der Austrittser­
klärung des Unternehmers bis zur eigenen Ent­
scheidung über die für das kommende Jahr gel­
tenden provisorischen Prämien seiner Mitglie­
der genügend Zeit hat, wird das Recht, den
Verein zu wechseln, davon abhängig gemacht,
daß der „Holding Club" bis zum 30. Septem­
ber des Jahres, das demjenigen vorangeht, in
dem der neue Versicherungsvertrag wirksam
wird, über die zwischen dem Unternehmer und
dem „New Club" geschlossene Vereinbarung
und das Prämienangebot in Kenntnis gesetzt
wird . Ferner muß der „Holding Club" von die­
ser Vereinbarung binnen drei Tagen von dem
Zeitpunkt an, zu dem sie in Kraft getreten ist,
in Kenntnis gesetzt werden. Wird eine verbind­
liche Vereinbarung getroffen und in dieser
Weise mitgeteilt und die Prämie vom „Holding
Club" nicht in Frage gestellt bzw. vom Sach­
verständigenausschuß als angemessen bezeich­
net, kann der Unternehmer mit dem „New
Club" mit Wirkung vom 20. Februar des fol­
genden Jahres, dem für das Inkrafttreten neuer
Versicherungsverträge vorgesehenen Datum,
eine Versicherung abschließen ;

c) da die Prämien, die der „New Club" seinen
Mitgliedern im kommenden Jahr in Rechnung
stellen wird, im September, wenn der Vertrag
mit dem vereinswechselnden Unternehmen ab­
geschlossen wird, noch nicht feststeht, muß die
im Vertrag angegebene Prämie so angepaßt
werden, daß folgende Faktoren berücksichtigt
werden :

i) eine vom „New Club" für das kommende
Jahr beschlossene allgemeine Senkung oder
Erhöhung der Prämien,

ii) eine Änderung der vom „Pool" aufgestell­
ten Deckungshöchstgrenze
und

iii) eine Änderung der vom „Pool" ausgelegten
Rückversicherungskosten .

Diese Anpassung ist dem „Holding Club"
mitzuteilen ;

d) der „Holding Club" kann sich an den Sachver­
ständigenausschuß wenden, und zwar
i) binnen 30 Tagen nach Mitteilung der mit
dem „New Club" vereinbarten Prämie, um
festzustellen, ob die vereinbarte Prämie an­
gemessen ist,

ii) binnen zwei Werktagen nach der Mitteilung
der angepaßten Prämie, um festzustellen, ob
die Anpassung den vorgenannten Faktoren
tatsächlich Rechnung trägt.

b) die Vorschrift, wonach die in Buchstabe a) ge­
nannten Regeln über Prämienangebote nicht
nur auf bereits versicherte Schiffe , sondern
auch auf neue oder neu erworbene Schiffe an­
gewandt werden „new ships rule"):
Die freie Anwendung der Regeln über Prä­
mienangebote auf neue oder neu erworbene
Schiffe von Schiffsunternehmen stellte eine wei­
tere Beschränkung der Freiheit des Versicher­
ten dar, seinen Versicherer auszuwählen ;

c) die Vorschriften über Nachschüsse :
Die Kommission war der Ansicht, daß die Vor­
schriften über Nachschüsse , d . h . Beträge, die
Mitgliedern, die ein oder mehrere Schiffe aus
dem Verein zurückziehen, berechnet werden,
um ihren Anteil an Leistungen zu decken, die
während ihrer Mitgliedschaft erbracht, zum
Zeitpunkt des Rücktritts jedoch noch nicht
ausgeglichen sind, dazu benutzt werden könn­
ten, um die Beschränkungen hinsichtlich des
Ubergangs zwischen Versicherungsvereinen zu
verstärken ;

d) die Vorschriften über ein Mindestmaß im
„Estimated Total Cost" (ETC), Gesamtkosten­
voranschlag für Tankschiffe :
Diese Vorschriften stellten insofern Wett­
bewerbsbeschränkungen dar, als die Vereine
für ihre Tankergeschäfte einzuhaltende Min­
destgrenzen für Grundprämien vereinbarten ;

e) die Vorschriften über die Zusammensetzung
und das Verfahren des Sachverständigenaus­
schusses :

Obwohl diese Vorschriften nicht zu offensicht­
lichen Beschränkungen führten, war die Kom­
mission der Auffassung, daß sie bezweckten
oder bewirkten, die Bindungen zwischen den
Vereinen zu verstärken, und zu Beschränkun­
gen des Übergangs von einem Verein zum an­
deren führen könnten . Diese Erwägung galt ei­
nerseits für die Zusammensetzung des Aus­
schusses, der kein unabhängiges Mitglied hatte ,
und andererseits für die Verfahren des Aus­
schusses, die keine Einspruchsmöglichkeiten
vorsahen und den Zugang zu den Berichten
über die Erörterungen des Ausschusses über die
„von den Vereinen zugelassenen Personen" be­
schränkten.

C. Die nach dem Einspruch der Kommission geän­
derte Vereinbarung

( 13) Die der Kommission nach Abschluß der Erörte­
rungen vorgelegte geänderte Vereinbarung ver­
sucht, den unter Buchstabe B genannten Einwän­
den gerecht zu werden .

( 14) Prämienangebote für bereits versicherte Schiffe
a) Grundsätzlich steht es einem Reeder frei, den
Versicherungsverein zu wechseln , sofern die
von dem „New Club" angebotene Versiehe­
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Vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß die
vereinbarte Prämie unangemessen niedrig ist oder
bei der Anpassung die vorerwähnten Faktoren
nicht in geeigneter Weise berücksichtigt wurden ,
so kann der „New Club" gleichwohl mit dem
Reeder eine Versicherung abschließen, wird aber
für die Dauer von zwei Jahren nur über vermin­
derte Ausgleichsmöglichkeiten im „Pool" verfügen
können.

Wird bis zum 30. September kein Versicherungs­
vertrag abgeschlossen , gelten die ursprünglich ge­
meldeten Regeln der IGA, d . h . der „New Club"
kann dem Reeder nur dann eine niedrigere als die
vom „Holding Club" in Rechnung gestellte Prä­
mie anbieten, wenn die vom „Holding Club" ver­
langte Prämie unangemessen ist. Falls eine niedri­
gere Prämie angeboten wird und die vom „Hol­
ding Club" verlangte Prämie nicht als unangemes­
sen hoch angesehen worden ist, verfügt der „New
Club" im Pool nur über verminderte Ausgleichs­
möglichkeiten . Allerdings kann der „New Club"
mit dem Reeder auch einen Vertrag mit Prämien
in gleicher Höhe wie denen des „Holding Club"
abschließen .

( 15) Neue Schiffe

a) Einem Reeder, mit dem ein „New Club" eine
verbindliche Vereinbarung nach dem „Verfah­
ren vor dem 30 . September" (vgl . vorange­
hende Randnummer) für ein oder mehrere
Schiffe eingegangen ist, steht es danach frei ,
ein neues (oder neu erworbenes) Schiff zu ver­
sichern, wobei er unmittelbar die Prämie des
„New Club" in Anspruch nehmen kann, vor­
ausgesetzt, daß diese Prämie vom Sachverstän­
digenausschuß nicht als unangemessen niedrig
angesehen wird ;

b) hat jedoch ein Reeder, dessen Schiffe zur Zeit
bei einem Verein versichert sind, bereits für ein
oder mehrere Schiffe eine verbindliche Ver­
einbarung mit einem „New Club" nach dem
„Verfahren vor dem 30 . September" getroffen ,
können neue (oder neu erworbene) Schiffe die­
ses Reeders für den Rest des laufenden Jahres
von keinem anderen Verein für eine Prämie
versichert werden, die unter der vom „Holding
Club" angebotenen Prämie liegt, es sei denn,
diese Prämie wird von dem Ausschuß als unan­
gemessen hoch angesehen .

( 16) Nachschüsse

a) Verlangt der frühere Versicherungsverein von
einem Reeder einen Nachschuß, um seinen An­
teil an noch ausstehenden Leistungen des
Vereins in bezug auf noch nicht abgeschlossene
Versicherungsjahre , in denen er Mitglied war,
zu decken, so hat der Reeder für ihm zuste­
hende Leistungen die Möglichkeit der Zahlung
des Nachschusses oder der Beschaffung einer
Bankgarantie ;

b) falls der Reeder den Nachschuß für unange­
messen hält, kann er sich binnen 20 Werktagen
an den Sachverständigenausschuß wenden, da­
mit dieser feststellt, ob der Nachschuß im Ein­
klang mit der Prämie oder der Rate steht, die
durch die Direktoren des „Holding Club" fest­
gelegt wurde und für alle Mitglieder unter ähn­
lichen Voraussetzungen angewendet wird, und,
falls dies nicht der Fall ist, ob der Nachschuß
angemessen ist ;

c) der „Holding Club" kann jedoch das Recht
des Reeders auf die vorgenannte Feststellung
davon abhängig machen, daß er den geforder­
ten Nachschuß bei einem Dritten hinterlegt
oder sich für diesen Betrag eine Bankgarantie
geben läßt. Der hinterlegte Betrag oder die
Bankgarantie werden erstattet bzw. freigege­
ben, falls sich der Sachverständigenausschuß
zugunsten des Reeders ausspricht.

( 17) Mindestkostenansatz für Tankschiffe

Die in der ursprünglich angemeldeten Vereinba­
rung vorgesehene Mindestprämie wurde gestri­
chen . Dafür wurde folgendes vorgesehen :

a) Sämtliche Prämienangebote für Tankschiffe
müssen die nachstehenden Kostenfaktoren in
angemessener Weise berücksichtigen :
i) Forderungen im Rahmen des Eigenbehalts
des Vereins ,

ii ) Beiträge zu Forderungen des „Pools",
iii) RückVersicherungskosten,
iv) Verwaltungskosten ;

b) die Vereine werden jährlich einen angemesse­
nen Mindestbetrag für Forderungen des
„Pools" empfehlen .

( 18) Zusammensetzung und Verfahren des Sachver­
ständigenausschusses

Der Ausschuß trägt nun auch dem Element der
Unabhängigkeit Rechnung, was vorher nicht der
Fall war. Abgesehen von den zwei Mitgliedern, die
von jedem direkt betroffenen Verein (d . h . dem
„Holding Club" und dem „New Club") aus einer
A-Liste ausgewählt werden, besteht der Ausschuß
noch aus einem dritten Mitglied, das aus einer
B-Liste (Personen, die völlig unbeteiligt und als
unabhängige Personen durch ihre Berufserfahrung
qualifiziert und anerkannt sind) ausgewählt wird .
Die A-Liste umfaßt einen oder mehrere Direkto­
ren , Angestellte oder Partner eines jeden Vereins
bzw. deren Manager, die von diesem Verein er­
nannt worden sind .

Eine auf der A-Liste aufgeführte Person darf für
den Ausschuß von dem Verein , der diese Person
auf die Liste gesetzt hat, oder von einem Verein,
der Rückversicherungsgeschäfte betreibt oder
durch diesen Verein rückversichert ist, nicht er­
nannt werden. Die beiden aus der A-Liste ausge­
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wählten Mitglieder bestimmen aus der B-Liste ein
drittes Mitglied ; können sie sich binnen drei
Werktagen nicht einigen, so entscheidet der Sekre­
tär des Ausschusses .

Der Ausschuß, der nach den English Arbitration
Acts von 1950 und 1979 als Schlichtungsstelle die­
nen soll, hat seine Entscheidungen schriftlich zu
begründen.

( 19) Die Vereine trafen laut ihrem Schreiben vom
27. September 1984 (siehe Randnummer 8) eine
geänderte Vereinbarung (IGA 1985), die am
20 . Februar 1985 in Kraft trat.

(20) Auf die Veröffentlichung der Mitteilung nach Ar­
tikel 3 der Verordnung Nr. 17 erhielt die Kommis­
sion Äußerungen von der Union der griechischen
Schiffseigner und dem griechischen Kooperations­
ausschuß für die Seeschiffahrt, die jeweils schon
am 1 . Dezember 1983 eine förmliche Beschwerde
nach Artikel 3 der genannten Verordnung erhoben
hatten .

Gegen die Gewährung einer Freistellung der Ver­
einbarung (IGA) wurden folgende Einwände gel­
tend gemacht :
— Im allgemeinen sind die vier Voraussetzungen
für die Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 3
nicht erfüllt,

— im besonderen ist der 30 . September als Stich­
tag ungeeignet und nicht realisierbar. Die Be­
schwerdeführer empfehlen den 30 . November
als Termin unter Berufung darauf, daß in der
Praxis nicht alle verlangten Informationen und
Einzelheiten vor dem 30 . November übermit­
telt und bearbeitet werden könnten,

— die Kombination des Stichtags vom 30 . Sep­
tember mit der Anwendung der Regeln über
Prämienangebote für neue Schiffe ist nicht
durchführbar. Deshalb empfehlen die Be­
schwerdeführer, entweder die Regeln über
Prämienangebote nicht auf neue Schiffe anzu­
wenden oder den 30 . November als Stichtag
festzusetzen .

Diese Einwände werden von der Kommission aus
den in der vorliegenden Entscheidung dargelegten
Gründen nicht anerkannt. Der Hauptgrund für
diese Ablehnung liegt jedoch darin , daß die Kritik
rein spekulativer Natur ist und die Beschwerdefüh­
rer Beweise für ihr Vorbringen schuldig geblieben
sind .

Ferner ist darauf hinzuweisen, daß die Kommis­
sion vor Absendung der Beschwerdepunkte am 12 .
Juli 1984 (siehe Randnummer 5) von mehreren
Schiffseignern und Vereinigungen von Schiffseig­
nern, die — wie die Beschwerdeführer — alle
Mitglieder der „P & I Clubs" sind, etwa 15
Schreiben zugunsten der IGA erhielt .

Diese Schiffseigner, die als Mehrheit der Schiffs­
eigner in der Gemeinschaft angesehen werden
können, distanzieren sich in vollem Umfang von

der Haltung der Union der griechischen Schiffs­
eigner und des griechischen Kooperationsaus­
schusses für die Seeschiffahrt .

Sie machten insbesondere geltend, daß das „P & I
Clubs"-System für die Schiffseigner von Vorteil
ist, und zwar sowohl wegen seiner Leistungen als
auch wegen seiner lebenswichtigen Deckung auf
Kostengrundlage und weil jede Bedrohung der
Stabilität dieses Systems nicht nur die Interessen
der Schiffseigner, sondern alle Verkehrsnutzer be­
einträchtigt. Eine Schwächung der „Pool"-Ver­
einbarung würde nachteilige Wirkungen haben :
Erstens wären die Vereine allgemein nicht mehr in
der Lage, im Falle eines gravierenden Unfalls den
gegen sie erhobenen Forderungen nachzukommen,
und zweitens könnten umfangreiche Schadener­
satzforderungen Dritter nicht erfüllt werden, und
die Kosten für das Unvermögen der Industrie , ih­
ren Verbindlichkeiten nachzukommen, könnten
der weltweiten Gemeinschaft insgesamt angelastet
werden.

II . RECHTLICHE WÜRDIGUNG

A. Artikel 85 Absatz 1

(21 ) Nach Artikel 85 Absatz 1 des EWG-Vertrags sind
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und
verboten alle Vereinbarungen zwischen Unterneh­
men, welche den Handel zwischen Mitgliedstaaten
zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Ver­
hinderung, Einschränkung oder Verfälschung des
Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes
bezwecken und bewirken.

Artikel 85 findet auf Verträge über Dienstleistun­
gen ebenso Anwendung wie auf solche über Wa­
ren .

(22) Die Vereine, die die Vereinbarung (IGA) anmel­
deten, sind Unternehmen im Sinne des Artikels 85
Absatz 1 .

Während Versicherungsvereinbarungen auf Ge­
genseitigkeit an sich keine Wettbewerbsbeschrän­
kung darstellen, geht die in Frage stehende Ver­
einbarung darüber hinaus , da das durch sie einge­
führte System eine Verminderung des Wettbe­
werbs zwischen den Vereinen bewirkt, weil die
Rechte jedes Vereins, für bereits bei einem ande­
ren Verein versicherte Schiffe ebenso wie für neue
oder für neu erworbene Schiffe Prämienangebote
zu machen, begrenzt werden. Zugleich wird in­
folge dieser Begrenzungen die Freiheit des Ver­
sicherungsnehmers, seinen Versicherer zu wählen,
eingeschränkt.

(23) Die Auswirkungen dieser Beschränkung auf die
Prämienangebote der Clubs sind beträchtlich, da
der in Frage stehende Versicherungsmarkt von den
„P & I Clubs" beherrscht wird, die fast die ge­
samte in den Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaften registrierte Schiffsgütertonnage
versichern .
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(24) Folgende Vorschriften fallen nach Auffassung der
Kommission unter Artikel 85 Absatz 1 :

— die Regeln über Prämienangebote für bereits
versicherte Schiffe (siehe Randnummer 25);

— die Regeln über Prämienangebote für neue
Schiffe (siehe Randnummer 26) ;

— die Vorschriften über Nachschüsse (siehe
Randnummer 27) ;

— die Regeln über den Gesamtkostenvoranschlag
für Tanker (siehe Randnummer 28).

(25) Regeln über Prämienangebote für bereits versi­
cherte Schiffe

Im Rahmen der Vereinbarung errichtete eine
große Anzahl von Versicherern , die ohne die Tä­
tigkeit der IGA insbesondere bei der Prämienfest­
setzung in vollem Wettbewerb miteinander gestan­
den hätten, ein System, durch das die Freiheit
eines „New Club", ein bereits von einem „Hol­
ding Club" versichertes Schiff zu versichern, be­
schränkt wird .

Diese Beschränkung ist eine zweifache :
— Erstens wird das Recht eines versicherten Ree­
ders zum Vereinswechsel davon abhängig ge­
macht, daß bis zum 30 . September eines Jahres
zwischen dem Reeder und dem „New Club"
eine Verpflichtung, den Reeder zu der angebo­
tenen Prämie zu versichern, eingegangen
wurde und daß der „Holding Club" davon
binnen drei Tagen nach Abschluß der Ver­
einbarung in Kenntnis gesetzt wird .
Wurde keine derartige Verpflichtung einge­
gangen, so steht es dem Reeder nur dann frei,
den Versicherungsverein zu wechseln , wenn
der „New Club" die gleiche Prämie wie der
„Holding Club" in Rechnung stellt, sofern das
Prämienangebot des „Holding Club" nicht als
unangemessen hoch angesehen wird (siehe
Randnummer 48);

— zweitens setzt das beschriebene System voraus ,
daß das Prämienangebot des „New Club" vom
„Holding Club" als angemessen akzeptiert
oder andernfalls anschließend vom Sachver­
ständigenausschuß als angemessen bezeichnet
wird .

Diese Bedingung hat zur Folge, daß die Frei­
heit des Versicherers, einen neuen Kunden zu
versichern, beschränkt und mithin die Freiheit
des Versicherten, Wettbewerbskräfte zu seinem
Vorteil zu nutzen, geschmälert wird .

(26) Regeln über Prämienangebote für neue Schiffe
Obwohl die ursprünglich angemeldete IGA auf
den Einspruch der Kommission hin geändert
wurde, enthält auch die IGA 1985 Beschränkun­
gen des Wettbewerbs in den Regeln über Prämien­
angebote für neue Schiffe .
So steht es einem Unternehmer, der im Laufe
eines neuen Versicherungsjahres ein zusätzliches

Schiff für eine Flotte erwirbt, nicht ganz frei, ein
Prämienangebot für ein solches Schiff von einem
beliebigen Versicherer einzuholen.
Nach den jetzt geltenden Regeln ist der Versiche­
rer verpflichtet, sich zuerst an den Verein oder die
Vereine zu wenden, die bereits einen Teil oder alle
seine(r) Schiffe versichern .
Ein Reeder mit einem neuen oder neu erworbenen
Schiff kann ein besseres Prämienangebot eines
neuen Vereins nur dann unmittelbar in Anspruch
nehmen, wenn er mit dem neuen Verein eine ver­
bindliche Vereinbarung nach dem „Verfahren vor
dem 30. September" (siehe Randnummer 14 Buch­
stabe b)) für ein oder mehrere Schiffe eingegangen
ist, die bereits versichert waren . Jedoch kann das
Prämienangebot eines „New Club", wenn es vom
„Holding Club" angefochten wird , nur dann in
Anspruch genommen werden, wenn es vom Aus­
schuß nicht als unangemessen niedrig angesehen
wird .

In allen anderen Fällen kann nicht jedes beliebige
neue oder neu erworbene Schiff dieses Reeders
von irgendeinem Verein für den Rest des laufen­
den Jahres unter dem Prämienangebot des „Hol­
ding Club" versichert werden, sofern der Aus­
schuß diese Prämie nicht als unangemessen hoch
ansieht . Diese Klausel hat zur Folge, daß ein Ree­
der nur begrenzte Möglichkeiten hat, für neue
oder neu erworbene Schiffe ein Versicherungs­
unternehmen auszuwählen, das eine niedrigere
Prämie als gegenwärtig sein „Holding Club" an­
bieten kann .

(27) Vorschriften über Nachschüsse

Wenngleich diese Vorschriften an sich keine ein­
deutige Beschränkung bewirken, könnten nach
Auffassung der Kommission die Vorschriften über
Nachschüsse, d . h . Beträge, die Mitgliedern, die
ein oder mehrere Schiffe aus dem Verein zurück­
ziehen, zur Deckung ihres Anteils an den während
ihrer Mitgliedschaft entstandenen, zum Zeitpunkt
des Rücktritts jedoch noch nicht ausgeglichenen
Verbindlichkeiten in Rechnung gestellt werden,
dazu in Anspruch genommen werden, um Be­
schränkungen hinsichtlich des Vereinswechsels zu
verstärken. Diese Vorschriften könnten tatsächlich
dazu dienen, die Möglichkeit eines Reeders, ein
besseres Prämienangebot eines anderen Vereins in
Anspruch zu nehmen, weiter einzuschränken. Der
vom „Holding Club" im Falle eines Rücktritts be­
anspruchte Nachschuß könnte davon abhalten,
von einem Verein zum anderen zu wechseln .

(28) Regeln für den Gesamtkostenvoranschlag „estima­
ted total cost" — ETC) für Tankschiffe.

Auf den Einspruch der Kommission hin erklärten
die Clubs sich bereit, die in der ursprünglich ange­
meldeten Vereinbarung festgesetzte Mindestprä­
mie zu streichen . Jedoch enthält der jetzt geltende
Wortlaut weitere Klauseln , die den Wettbewerb im
Sinne des Artikels 85 Absatz 1 einschränken.
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rung auf Gegenseitigkeit aufrechtzuerhalten . Die
Vorteile eines solchen Systems der Versicherung
auf Gegenseitigkeit lassen sich wie folgt zusam­
menfassen :

— Die Verbilligung der Versicherungsprämien .
Dieser Vorteil rührt daher, daß die Vereine
ohne die Absicht der Gewinnerzielung arbeiten
und jedes Mitglied zu dem Betrag der gegen
Mitglieder des Vereins erhobenen Forderungen
und zu den Rückversicherungs- und Verwal­
tungskosten beiträgt ;

— ein besseres System zur Bearbeitung von For­
derungen und raschere Leistung an Schiffseig­
ner. Dieser Vorteil ist darauf zurückzuführen,
daß Versicherungsnehmer und Versicherer
grundsätzlich gegenseitige Interessen haben,
die nicht im Widerspruch zueinander stehen ;

— elastische Deckung. Die Ermessensbefugnis,
über die die Direktoren der Vereine verfügen,
bedeutet, daß eine Forderung, die nicht spezi­
fisch durch die Police gedeckt ist, erfüllt wer­
den kann. Diese Art der Deckung ist typisch
für Versicherungen auf Gegenseitigkeit ; die
Vereinsmitglieder haben genügend Vertrauen
in das Urteil ihrer Direktoren, um deren Ent­
scheidungen über die Grenzen der Versiche­
rungsdeckung hinaus zu akzeptieren ;

— unbegrenzte Deckung. Da der „Pool" von al­
len Vereinen gemeinsam betrieben wird, die
über bestimmte Höchstsätze hinausgehende
Risiken gemeinsam rückversichern, können sie
Schiffseignern unbegrenzte Deckung für alle
Risiken, mit Ausnahme der Ölverschmutzung,
anbieten ;

— rasche Schadensregulierung. Dieser Vorteil des
Versicherungssystems auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit kann auch für Personen mit
berechtigten Forderungen gegen Schiffseigner
von Vorteil sein, wie den Angestellten der Ree­
dereien oder Stauern, die im Rahmen ihrer Be­
schäftigung geschädigt worden sind, sowie an­
deren Personen, die persönlich geschädigt wer­
den.

Ohne eine Vereinbarung könnten die verschiede­
nen Versicherer beliebig entsprechend ihrer eige­
nen Risikoeinschätzung Prämienangebote für
Tankschiffe festlegen .

Der derzeitige Wortlaut der Vereinbarung sieht
zum anderen vor, daß die verschiedenen Vereine
bei ihren Prämienangeboten die nachstehenden
Kosten in angemessener Weise berücksichtigen
müssen :

i) Forderungen im Rahmen des Eigenbehalts des
Vereins ,

ii) Forderungen des „Pool",
iii) RückVersicherungskosten ,
iv) Verwaltungskosten .
Darüber hinaus werden die Vereine jährlich die
Bildung einer angemessenen Mindestreserve für
Forderungen des „Pools" empfehlen .
Das Recht der Versicherer, ihre Prämien für
Tankschiffe festzusetzen, ist somit beschränkt, ob­
gleich die Verpflichtung zur einheitlichen Anwen­
dung einer Mindestprämie nicht mehr besteht.

(29) Die angemeldete Vereinbarung ist geeignet, den
Handel zwischen Mitgliedstaaten spürbar zu be­
einflussen, da sie sowohl auf dem gesamten Ge­
meinsamen Markt als auch in Drittländern wirk­
sam ist . Fast die gesamte Handelsflotte der EG ist
in der Weise durch die Vereine versichert, daß die
Schiffe eines Mitgliedstaats im allgemeinen durch
einen Verein mit Sitz in einem anderen Mitglied­
staat versichert sind . Außerdem sind Gesellschaf­
ten mit Niederlassungen in mehreren Mitgliedstaa­
ten an der Vereinbarung beteiligt.

B. Artikel 85 Absatz 3

(30) Nach Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag können
die Bestimmungen des Absatzes 1 für nicht anwend­
bar erklärt werden auf Vereinbarungen zwischen
Unternehmen, die unter angemessener Beteiligung
der Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur
Verbesserung der Warenerzeugung oder -Vertei­
lung oder zur Förderung des technischen oder
wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne daß

a) den beteiligten Unternehmen Beschränkungen
auferlegt werden, die zur Verwirklichung die­
ser Ziele nicht unerläßlich sind oder

b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen we­
sentlichen Teil der betreffenden Waren den
Wettbewerb auszuschalten .

(31 ) Die nach dem Einspruch der Kommission geän­
derte IGA erfüllt die Voraussetzungen des Artikels
85 Absatz 3 .

Verbesserung der Leistung oder Verteilung

(32) Mit der IGA wurde bezweckt, das von den
„P & I-Clubs" angebotene System der Versiche­

(33) Die Regeln der IGA sind dazu bestimmt, die
Erreichung von vier für die Wirksamkeit des auf
Gegenseitigkeit beruhenden Systems der „P & I­
Clubs" wesentlichen Zielen zu gewährleisten, näm­
lich :

— Beständigkeit der Mitgliedschaft,
— Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit,
— Stabilität der Prämien,
— Fortführung der Poolvereinbarungen.

(34) Die Beständigkeit der Mitgliedschaft ist aus zwei
Gründen höchst wichtig :
— Bei andauerndem Vereinswechsel der Mitglie­
der könnten die Versicherungsmanager die
Prämien nicht angemessen berechnen ;
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— „langfristige Verbindlichkeiten" könnten bei
einem andauernden Vereinswechsel kaum ge­
recht abgewickelt werden .

(35) Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit
Die Regeln über die Prämienangebote sollen die
Anwendung diskriminierender Prämien unterbin­
den. Dieser Fall könnte eintreten, wenn eine Prä­
mie, die ein „New Club" anbietet, um einen be­
reits bei einem „Holding Club" versicherten Ree­
der anzulocken, nicht ausschließlich auf einer Risi­
kobewertung durch den Versicherungsmanager
beruht, sondern auf andere Weise festgesetzt wird ,
um das Mitglied zum Vereinswechsel zu veranlas­
sen . Diese Prämie könnte zu einer unterschiedli­
chen Behandlung der bestehenden Mitglieder des
„New Club" führen .

Um möglichen diskriminierenden Prämienangebo­
ten vorzubeugen, enthält die IGA eine Regel , auf
die in Randnummer 14 Buchstabe a) Bezug ge­
nommen wird . Nach dieser Regel kann ein Reeder
seinen Verein wechseln, sofern das Prämienange­
bot des neuen Vereins von einem Sachverständi­
genausschuß nicht als unangemessen niedrig an­
gesehen wird .

(36) Stabilität der Prämien

Gleichbleibende Prämien sind wesentlich , damit
Schiffseigner ihre realen Versicherungskosten vor­
ausberechnen können . Ein System, bei dem eine
allgemeine Senkung der Prämienangebote wegen
zu optimistischer Einschätzung der Gesamtver­
sicherungskosten durch die Auferlegung hoher
Nachschüsse ausgeglichen werden müßte , wider­
spräche den anerkannten Grundsätzen des Ver­
sicherungsmanagements und wäre deshalb von
Nachteil für die Schiffseigner.

(37) Dauerhaftes Bestehen der „Pool"-Vereinbarungen

Durch unterschiedliche Prämienangebote würde
das gegenseitige Vertrauen der Vereine zerstört,
das wichtig für die Anwendung der „Pool"-Ver­
einbarungen ist . Es ist nur schwer vorstellbar, wie
die Vereine das „Pool"-System auch in Zukunft
akzeptieren könnten , wenn zwischen den Vereinen
nicht ein hohes Maß an gegenseitigem Vertrauen
besteht.

(38) Besondere Beachtung verdient der Gesamtkosten­
voranschlag für Tankschiffe . In dieser Hinsicht
enthält die 1985er Fassung der IGA Bestimmun­
gen, die den Wettbewerb beschränken (siehe
Randnummer 28).

In diesem Punkt ist es jedoch wichtig, die beson­
dere Art der Beförderung von Erdöl- und Gaser­
zeugnissen mit Tankschiffen zu berücksichtigen .
Annähernd 50 % der versicherten Frachtmenge
werden so befördert . Bei der Versicherung der
Trockenfrachtflotte stellen sich Forderungen mit
ausreichender Regelmäßigkeit ; anders ist die Lage
bei Tankschiffen, insbesondere solchen, die

schmutzige oder schwere Öle befördern . Forde­
rungen für Tankschiffe werden eher selten erho­
ben, sind dann aber mit hohen Verbindlichkeiten
verbunden .

Damit keine Prämienangebote gemacht werden
können, die systematisch zu niedrig sind, um der­
artige hohe Risiken zu decken , haben die Vereine
beschlossen, die Erfahrungen ihrer Versicherungs­
manager in diesem besonderen Bereich in einem
„Pool" zu vereinen . Während die Vereinbarung in
ihrer ursprünglich angemeldeten Fassung einen
Mindest-Gesamtkostenvoranschlag („Estimated
Total Cost" (ETC)) für Tankschiffe enthielt, sieht
die IGA-Fassung von 1985 vor, daß die Vereine
Prämien beliebig festsetzen können, vorausgesetzt,
daß das Prämienangebot bestimmten konstanten
Elementen der Gesamtkosten angemessen Rech­
nung trägt. Berücksichtigt man, daß das Prämien­
niveau hoch genug sein muß, um durch schwere
Schadensereignisse entstehende Verpflichtungen
zu erfüllen, und daß die Vereine hinfort Vertrauen
in die Prämienhöhe der anderen Vereine haben
müssen, wenn die „Pool"-Vereinbarungen An­
wendung finden sollen, trägt die Regel für Tank­
schiffe nach Auffassung der Kommission zur Ver­
besserung der Versicherungsleistungen in diesem
Wirtschaftsbereich bei .

(39) Nach Prüfung der von den Vereinen dargelegten
Argumente gelangte die Kommission zu dem Er­
gebnis, daß die Vorteile der angemeldeten Ver­
einbarung ihre Nachteile überwiegen, die daraus
entstehen, daß ein Reeder nicht völlig frei von
einem Verein zum andern wechseln kann und daß
Prämienangebote für Tanker den Beschränkungen
der vorgeführten Angebotsformel unterliegen .
Unter diesen Umständen können der Abschluß
und die Anwendung der IGA als ein Mittel zur
Verbesserung der Erbringung und Verteilung von
Versicherungsleistungen betrachtet werden.

Nutzen Jur den Verbraucher

(40) Die genannten Vorteile für die Erbringung und
Verteilung von Versicherungsleistungen kommen
den Schiffseignern unmittelbar zugute . Was letz­
tere betrifft, muß nicht eigens betont werden, daß
die IGA-Vereinbarungen es ihnen ermöglicht, alle
Vorteile des Systems der gegenseitigen Versiche­
rungsvereine in Anspruch zu nehmen (siehe Rand­
nummer 32).

(41) Bei Versicherungen auf Gegenseitigkeit genügt es
nach Auffassung der Kommission jedoch nicht, als
Grund anzuführen, daß die angemeldete Ver­
einbarung den Verbrauchern schon deshalb zugute
kommt, weil die versicherten Schiffseigner selbst
Verbraucher der in Frage stehenden Leistungen
seien .

So muß nachgewiesen werden, daß andere als die
versicherten Personen selbst, nämlich Verkehrsteil­
nehmer, die ihre Kunden sind, und die Endver­
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braucher die in Frage stehende Vereinbarung
ebenso in Anspruch nehmen können .

(42) Was die Kunden der Versicherten betrifft , er­
scheint es angemessen, die Wettbewerbslage in der
Schiffahrt zu berücksichtigen . Typisch für diese
Industrie ist die Aufteilung in den Linienverkehr
einerseits und die Trampschiffahrt mit einem sehr
aktiven Chartermarkt andererseits .

(43) In der Trampschiffahrt läßt der Wettbewerbscha­
rakter dieses Marktes die Annahme zu , daß Ko­
steneinsparungen durch billigere Versicherungen
weitergegeben werden und niedrigere Frachtko­
sten zum Ergebnis haben, was wiederum Auswir­
kungen auf die Preise hat, die den Endverbrau­
chern dafür in Rechnung gestellt werden .

(44) Dies trifft auch für die Linienschiffahrt zu , in der
bestimmte Prämien durch die Linienschiffahrts­
konferenzen bestimmt werden . Bei diesen
Dienstleistungen ist zu berücksichtigen , daß die
Konferenzen trotz der einheitlichen Tariffestset­
zung einem scharfen Wettbewerb von verschiede­
nen Seiten, beispielsweise von außenstehenden
Reedern der Linienschiffahrt, ausgesetzt sind . Es
ist daher anzunehmen, daß die Konferenz ihre
Sätze kaum höher berechnen könnten, als es zur
Kostendeckung notwendig ist . Unter diesen Um­
ständen werden alle Kosteneinsparungen, die aus
Versicherungsvereinbarungen auf Gegenseitigkeit
entstehen, an die Verbraucher weitergegeben .

(45) Die Kommission kann daher dem Argument der
Vereine beipflichten, daß Kosteneinsparungen in
der Schiffahrt, die Schiffseigner und Reeder der
IGA zufolge sowohl im Linien- als auch im
Trampverkehr erzielen, voraussichtlich den Ver­
brauchern zugute kommen . Dieser Vorteil entsteht
dadurch, daß der Wettbewerbsdruck von Schiffs­
eignern und Reedern untereinander so stark ist ,
daß die meisten , wenn nicht sogar alle Kostenein­
sparungen durch die IGA zwangsläufig auf den
Verbraucher abgewälzt werden .

(46) Zu den gleichen positiven Schlüssen kann man in
bezug auf das System gelangen, wonach Passa­
giere und andere Kunden der Schiffseigner, die im
P & I-System Schaden erlitten , Ausgleich dafür er­
halten können. Somit bedeutet die rasche Scha­
densregulierung, die durch die Existenz eines aus
der Anwendung der IGA resultierenden Versiche­
rungssystems auf Gegenseitigkeit ermöglicht wird ,
zweifellos einen Vorteil für den Verbraucher. Dies
gilt auch für die im Rahmen der IGA zulässige un­
begrenzte Deckung und elastische Deckung (siehe
Randnummer 32).

(47) Unerläßlichkeit der Beschränkung

Die in der Fassung der IGA aus dem Jahre 1985
noch verbleibende Beschränkungen erweisen sich
als unerläßlich, um die Ziele der P & I-Vereine zu
erreichen .

In erster Linie ist die Regel für Prämienangebote
für bereits versicherte Schiffe als eine Beschrän­
kung anzusehen . Diese Beschränkung soll eindeu­
tig verhindern, daß unter Annahme eines diskri­
minierenden Prämienangebots Versicherungsge­
schäfte von einem Verein auf einen anderen über­
tragen werden .

In einem System gegenseitiger Versicherungsver­
einbarungen müssen diskriminierende Prämienan­
gebote verhindert werden . Ohne die Regel über
Prämienangebote würde das für die Wirksamkeit
des Systems erforderliche gegenseitige Vertrauen
nicht bestellen .

(48 ) Der Hauptunterschied zwischen dem Prämienan­
gebotssystem, das nach der 1981 angemeldeten
IGA galt und der jetzigen ( 1985er) Fassung beruht
darauf, daß ein neuer Verein die Möglichkeit hat,
mit jedem Reeder Versicherungen abzuschließen,
wenn er ein angemessenes Angebot macht.

Nach der IGA von 1981 durfte ein „New Club"
den Tarif des „Holding Club" nicht unterbieten,
wenn dieser nicht über einer geltenden Tarifklasse
lag, d . h . unangemessen hoch war. In der Fassung
von 1985 ist es einem Reeder grundsätzlich freige­
stellt, den Verein zu wechseln , sofern die von dem
neuen Verein verlangte Prämie nicht als unange­
messen niedrig angesehen wird . Dies ist allerdings
nur dann möglich , wenn vor dem 30. September
zwischen dem neuen Verein und dem Reeder mit
Wirkung vom Beginn des nachfolgenden Versiche­
rungsjahres an eine verbindliche Vereinbarung ge­
schlossen wurde . Außerdem muß diese verbind­
liche Vereinbarung dem „Holding Club" binnen
drei Tagen nach Abschluß der Vereinbarung mit­
geteilt werden. Andernfalls gelangen die IGA-Re­
geln über verminderte Möglichkeiten im „Pool"
zur Anwendung.

Dieser Stichtag des 30 . September ist für das
Funktionieren des Systems wesentlich, da die Ver­
sicherer eine hinreichend genaue quantitative und
qualitative Bewertung der Mitgliedschaft im nach­
folgenden Versicherungsjahr vornehmen müssen .
Derartige Überlegungen müssen angestellt werden,
damit die neue Prämie eines Reeders richtig be­
messen werden kann , da durch diese Bemessung
ein angemessenes Verhältnis zwischen den Beiträ­
gen aller Mitglieder eines Vereins hergestellt wer­
den soll .

Der Stichtag des 30 . September fällt außerdem mit
dem frühesten Datum zusammen, an dem Statisti­
ken über die Risiken vorliegen, die Mitglieder al­
lein oder gemeinsam eingegangen sind . Aufgrund
dieser Statistiken können die „Holding Club" und
die „New Club" in Fällen, in denen der Reeder
einen Vereinswechsel beabsichtigt, vorläufige Prä­
mien festsetzen . Diese Prämien werden dann gege­
benenfalls angepaßt (siehe Randnummer 14 Buch­
stabe c)).
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Die Kritik der Beschwerdeführer gegen das Ver­
fahren vor dem 30 . September wird nach Auffas­
sung der Kommission nicht durch Beweise ge­
stützt . Erstens ist es unrichtig, dieses Verfahren
der „alten IGA" gegenüberzustellen , als ob letz­
tere abgeschafft worden wäre . Ein Mitglied , das
seinen Verein wechseln möchte , hat die Wahl , sich
im Rahmen des neuen Verfahrens entweder bis
zum 30 . September zu verpflichten oder den
Ablauf des normalen Verlängerungszeitraums
abzuwarten , solange die „alten" Verfahren noch
Anwendung finden .

Die Kommission kann daher die Behauptung der
Beschwerdeführer nicht akzeptieren, daß die neue
Regelung noch schlimmer sei als die alte .

Zweitens liegt ein wichtiger Vorteil des Verfahrens
vor dem 30 . September darin , daß ein Mitglied in
die Lage versetzt wird , die Prämie seines „Hol­
ding Club" mit derjenigen eines anderen Vereins
zu vergleichen, selbst wenn es in diesem Fall ent­
scheiden sollte , aus seinem „Holding Club" nicht
auszutreten . Der Grund hierfür liegt darin , daß
der „Holding Club" verpflichtet ist, dem „New
Club" auf dessen Verlangen die Unterlagen der
Schiffseigner zur Verfügung zu stellen . Die Be­
schwerdeführer bedauerten sehr, nicht in der Lage
zu sein, dies im Rahmen der alten IGA zu tun .
Das neue System stellt daher insoweit eine Verbes­
serung dar, als es diesem Einwand Rechnung
trägt.

Der wichtigste Einwand der Beschwerdeführer
war, daß der Stichtag des 30 . September unprakti­
kabel und unzweckmäßig sei . Die Beschwerdefüh­
rer machten geltend, daß das Verfahren vor dem
30 . September bis zu einem Termin ausgedehnt
werden sollte , zu dem alle Informationen verfüg­
bar sind, die zum Zweck der „herkömmlichen"
Art der Erneuerung verwendet werden . Die Kom­
mission teilt diese Auffassung nicht . In den Erörte­
rungen zwischen den Kommissionsdienststellen
und den Vereinen mit dem Ziel , letztere zur Än­
derung der IGA von 1981 zu bewegen, wurde
Einvernehmen erzielt , Untersuchungen darüber
anzustellen , wie vermieden werden kann , daß auf­
grund der IGA die Prämie des „Holding Club"
für einen Eigentümer ein ganzes Jahr lang rechts­
verbindlich sein kann , ohne die Hauptstruktur des
Systems zu beeinträchtigen . Die Kommission teilte
die Auffassung der Vereine , daß die Funktions­
weise des Systems insgesamt gefährdet wird , wenn
den Schiffseignern völlig freigestellt werde, den
Verein jederzeit zu wechseln , insbesondere soweit
es um die erforderliche Fortdauer der Mitglied­
schaft geht (siehe Randnummer 34).

Ursprünglich war der Stichtag auf den 20 . August
festgesetzt worden . Nach den Einwendungen der
Beschwerdefüher und unbeschadet der Bedenken
der übrigen Schiffseigner, die Vereinsmitglieder
waren, waren letztere damit einverstanden, die
Frist bis zum 30 . September zu verlängern . Jede
weitere Verlängerung lehnten sie ab , da dies zur

Folge hätte, daß die Prämien aller (oder fast aller)
Flotten ohne Berücksichtigung der Prämie des
„Holding Club" geändert werden könnten . Dies
würde dem Zweck eines getrennten Verfahrens,
wie von den Vereinen gebilligt, völlig zuwiderlau­
fen . Es gäbe keinen Raum für zwei Verfahren,
und die Bemühungen der Vereine, eine stabile
Mitgliedschaft beizubehalten, indem sie jederzeit
Übergänge zu unangemessen niedrigen Sätzen
verhindern, würden nicht berücksichtigt. Letztend­
lich würde dann das Verfahren, das als „Sicher­
heitsventil" vorgesehen war, zur normalen Praxis
und das System gelockert werden.

(49) Das Datum des 30 . September zusammen mit der
Verpflichtung des „Holding Club", dem vorge­
schlagenen „New Club" Informationen über den
für einen zum Wechsel gewillten Reeder anzu­
wendenden Satz zu geben, trägt auch den Interes­
sen der Unternehmen Rechnung, die möglichst
rasch und in voller Kenntnis der Prämienangebote
der in Frage stehenden Vereine für das nächste
Versicherungsjahr entscheiden können müssen, ob
sie bei dem „Holding Club" bleiben.
Der so geschaffene Mechanismus stellt nach Auf­
fassung der Kommission einen annehmbaren
Kompromiß zwischen den berechtigten Interessen
der Vereine an der Wahrung einer beständigen
Mitgliedschaft und den Interessen der Reeder dar,
die nun nicht aus dem Prämien- und Leistungs­
wettbewerb der Vereine Vorteil ziehen können.

(50) Das „Verfahren vor dem 30. September" ist daher
ein Kernstück der IGA in ihrer Fassung von 1985
und für ihre Anwendung unerläßlich . Jedoch muß
von den Vereinen die strenge Einhaltung ihrer
Klauseln verlangt werden .

(51 ) Als zweite Beschränkung ist die Regel über das
Prämienangebot für neue Schiffe zu betrachten .
Diese Regel ist das Ergebnis eingehender Erörte­
rungen zwischen der Kommission und den
Vereinen . Nach Auffassung der Kommission be­
wirkt die Regel einen annehmbaren Kompromiß
zwischen den Interessen der Vereine und denjeni­
gen der einzelnen Reeder, insbesondere der Schiffs­
eigner, die Beschwerde erhoben haben. Den
Vereinen ist mehr an der Versicherung von Flotten
als von einzelnen Schiffen gelegen ; sie treten dafür
ein , daß der Reeder ein neu erworbenes Schiff bei
seinem „Holding Club" versichern muß, da eine
richtige Bemessung des Risikos die Kenntnis der
persönlichen Unterlagen des Reeders über alle
seine Schiffe erfordere .

Jedoch behaupten die Reeder, die formell Be­
schwerde gegen die IGA erhoben haben, Reedern
solle es freistehen, für die Versicherung eines
neuen Schiffes den Verein zu wechseln . Zum
Beweis für ihre Behauptung, daß die „new-ship"
-Regel nicht notwendig sei, verweisen sie auf die
Existenz von sogenannten „split fleets", d . h . Fäl­
len , in denen die Reeder ihre Schiffe bei verschie­
denen Vereinen versichern .
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Nach der „new-ship"-Regel müssen die Reeder
den Erwerb neuer Schiffe unmittelbar bei ihrem
„Holding Club" melden , doch kann ein Unter­
nehmen, das bereits beschlossen hat, ein oder
mehrere Schiffe bei einem „New Club" zu versi­
chern, einen derartigen Wechsel vornehmen und
den Satz des „New Club" unverzüglich in An­
spruch nehmen . Diese Möglichkeit ist eine Anwen­
dung der Theorie der sogenannten „split fleets".

Die Hauptkritik der Beschwerdeführer hinsichtlich
der „new-ship"-Regel ist eine Weiterentwicklung
ihres wichtigsten Arguments , daß alle Verlänge­
rungen unter eine erweiterte Fassung des Verfah­
rens vor dem 30 . September fallen sollten . Da die
Kommission nach Erörterungen mit den Vereinen
akzeptiert hat, daß die Prämienregeln auf neue
Schiffe Anwendung finden, werden diese durch
die Fassung der IGA von 1985 gelockert, sobald
für einen Teil der vorhandenen Flotte eine Verlän­
gerung vor dem 30 . September erfolgen muß. Die
Kommission ist sich mit den Vereinen über folgen­
des einig : Würde dem „New Club" die Befugnis
eingeräumt, ein einzelnes neues Schiff in jedem
Fall zu versichern , in dem der vorgeschlagene Satz
„angemessen" ist, so könnte dies bei einem neuen
Schiff eher zu einer größeren akuten Gefahr als
bei einer Verlängerung führen . Es wäre für den
„New Club" verhältnismäßig sicher und einfach ,
einen niedrigen Satz für ein einzelnes Schiff anzu­
setzen als einen niedrigen Satz für eine ganze
Flotte . In der Zwischenzeit würde ein niedriges
Prämienangebot seitens eines „New Club" für ein
einzelnes zusätzliches Schiff den „Holding Club"
unter Druck setzen, dieses Prämienangebot zu be­
rücksichtigen oder zu unterschreiten und somit
seine Sätze für den Rest der vorhandenen Flotte
auf ein Niveau zu senken, das niedriger ist als der
Satz , der aus versicherungstechnischen Gründen
als angemessen angesehen wird .

(52) Die „new-ship"-Regel , die den gegensätzlichen
Interessen von Vereinen und bestimmten Reedern
Rechnung trägt, ist für die Anwendung der IGA
aus den in bezug auf bereits versicherte Schiffe ge­
nannten Gründen (siehe Randnummer 49) wesent­
lich . Neue Schiffe können nicht so behandelt wer­
den, als ob sie von der übrigen Flotte des Reeders
getrennt vorhanden wären . Es ist unrealistisch, an
die Versicherung von Einzelschiffen zu denken, da
die Risiken für ein Schiff in bezug auf die alte
Flotte des Reeders oder zumindest eines Teils sei­
ner Flotte (im Falle einer „split fleet") gesehen
werden müssen . Dementsprechend ist die Anwen­
dung des Termins des 30 . September auf „neue"
Schiffe als unerläßlich zu betrachten .

(53 ) Die gleiche Feststellung ist angebracht in bezug
auf die möglichen einschränkenden Wirkungen
der Bestimmungen über die Nachschüsse , die zur
Anwendung gelangen, wenn ein Unternehmen aus
einem Verein austritt . Das Erfordernis eines Nach­
schusses beruht auf der Notwendigkeit zu verhin­
dern , daß ein Schiffseigner, der seinem Verein

Geld schuldet, während seiner Mitgliedschaft ent­
standene, doch im Zeitpunkt seines Austritts aus
dem Verein noch nicht geregelte Verpflichtungen
nicht erfüllt .

Es ist wichtig zu erkennen, daß ein früheres Mit­
glied nach Ablauf des letzten Versicherungsjahres
während seiner Mitgliedschaft (in der Regel drei
Jahre nach Beendigung dieses Jahres) gegenüber
allen weiteren Schadenersatzverpflichtungen ge­
schützt ist, unbeschadet des Umstands, daß bis zu
50 % des Wertes der Forderungen, die im letzten
Jahr seiner Mitgliedschaft entstanden sind, und ein
Teil der Forderungen, die in früheren Jahren ent­
standen sind, zu diesem Zeitpunkt noch nicht er­
füllt sein dürfen .

Die Bestimmungen über die Nachschüsse können
grundsätzlich als ein Mittel angesehen werden, das
eine Diskriminierung zwischen Mitgliedern dessel­
ben Vereins verhindert.

Die auf Einspruch der Kommission vorgenom­
mene Änderung, wonach Bestimmungen über Ga­
rantien und das Recht, die Nachschüsse vor dem
Sachverständigenausschuß in Frage zu stellen , auf­
genommen wurden, hat zur Folge, daß Nach­
schußforderungen nicht als Mittel zur Beschrän­
kung von Übertragungen benutzt werden dürften .
Dies ist insbesondere der Fall , nachdem jetzt die
Zusammensetzung und die Verfahrensregeln des
Sachverständigenausschusses auf eine für die
Kommission annehmbare Weise geändert wurden.

(54) Schließlich sind die Vorschriften über den Ge­
samtkostenvoranschlag (ETC) — vor allem wegen
der hohen Forderungssummen — für ein System
der gegenseitigen Versicherungsvereinbarungen
unerläßlich (siehe Randnummer 38 ).

(55) Ausschaltung des Wettbewerbs

Die IGA eröffnet den beteiligten Unternehmen
nicht die Möglichkeit, für einen wesentlichen Teil
der in Frage stehenden Versicherungsleistungen
den Wettbewerb auszuschalten . Jedem Verein
steht es jetzt frei , die Sätze, die er gegenüber sei­
nen Mitgliedern anwendet, selbständig festzuset­
zen . Außerdem wird infolge der durch die geän­
derten IGA-Regeln gebotenen neuen Möglichkei­
ten des Vereinswechsels das Leistungsangebot der
verschiedenen Vereine für ihre Mitglieder voraus­
sichtlich einem stärkeren Wettbewerb ausgesetzt
sein .

(56) Aus den vorstehend dargelegten Gründen vertritt
die Kommission die Auffassung, daß die Änderun­
gen , denen die Vereine in den fast drei Jahre
dauernden Erörterungen zugestimmt haben, zur
Folge haben, daß die in Artikel 85 Absatz 3 festge­
legten Bedingungen als erfüllt angesehen werden
können.

Überdies ist Sie der Meinung, daß die Stand­
punkte der Beschwerdeführer im Verlaufe dieser
Erörterungen angemessen berücksichtigt worden
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sind . Es haben nämlich mehrere Sitzungen mit den
Beschwerdeführern stattgefunden, die dort Gele­
genheit hatten, den Kommissionsdienststellen ihre
Anliegen ausführlich darzulegen. Die Fassung der
IGA von 1985 ist das Ergebnis intensiver Kontakte
zwischen der Kommission, den Vereinen und den
Beschwerdeführern .

Unter diesen Umständen geht die Kommission da­
von aus , daß die IGA von 1985 einen fairen Kom­
promiß zwischen den verschiedenen Interessen
darstellt . Höchstwahrscheinlich würde ein Verbot
der IGA nachteilige Auswirkungen auf das Ver­
sicherungssystem auf Gegenseitigkeit haben, das
von den Vereinen seit mehr als 100 Jahren ange­
wendet wird . Ferner wurde der Kommission zur
Kenntnis gebracht, daß ein Verbot der IGA dazu
führen könnte , daß ein Großteil der Mitglieder
von Vereinen, zumindest derjenigen, die keinen
Sitz in der Gemeinschaft haben, aus den Vereinen
austreten und neue „P & I-Clubs" außerhalb der
Gemeinschaft gründen würden .
Im Lichte dieser Erwägungen und unter Berück­
sichtigung des Umstands , daß eine Untergrabung
und Gefährdung des Funktionierens der Pool-Ver­
einbarung nicht nur für die Interessen der Schiffs­
eigner, sondern auch für diejenigen der Verbrau­
cher und von Dritten (insbesondere hinsichtlich
der Risiken einer Ölverschmutzung) Nachteile mit
sich bringen würden , ist die Kommission der Auf­
fassung, daß die IGA vorbehaltlich einer strengen
Überwachung und Kontrolle der Vereinbarung
freigestellt werden kann.

C. Artikel 6 und 8 der Verordnung Nr. 1 7

(57) Die derzeitige Marktlage und die nicht erprobte
Anwendung des „Verfahrens vor dem 30. Septem­
ber" rechtfertigen die Befristung der Freistellung
auf zehn Jahre nach dem Zeitpunkt der letzten
Anmeldung (20 . Februar 1985).

(58) Damit die Kommission prüfen kann, ob die Vor­
aussetzungen, unter denen die Gewährung der
Freistellung gerechtfertigt ist, während der Dauer
der Freistellung weiter erfüllt sind , müssen die
Vertragsparteien der Kommission einmal jährlich
alle Änderungen der angemeldeten Vereinbarung
oder den Abschluß aller von ihnen getroffenen
neuen Vereinbarungen mitteilen . Diese Verpflich­
tung jedoch befreit nicht von dem Erfordernis des
Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17 , Ände­

rungen des Inhalts oder der Mitgliedschaft der
freigestellten Vereinbarung anzumelden, wenn die
Beteiligten die Vorteile der Freistellung weiter in
Anspruch nehmen möchten . Damit die Kommis­
sion die Anwendung des „Verfahrens vor dem 30.
September" prüfen kann, müssen die Vertragspar­
teien ihr ferner alljährlich einen Bericht mit fol­
genden statistischen Angaben zusenden :
— Die Anzahl der Fälle , in denen Reeder einen
„New Club" förmlich zur Anwendung des
neuen Verfahrens aufgefordert haben (indivi­
dualisierte Angaben für jeden Verein), die An­
zahl der Fälle, in denen ein Streitfall über Prä­
mienangebote dem Sachverständigenausschuß
vorgelegt wurde, sowie Ergebnis des Schieds­
spruchs ;

— die Anzahl der in Anwendung des in Frage
stehenden Verfahrens erfolgten Vereinswech­
sel —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag wird nach Artikel 85
Absatz 3 auf die als International Group Agreement
(IGA) bekannte Vereinbarung in der zuletzt am 20 . Fe­
bruar 1985 angemeldeten Fassung für nicht anwendbar
erklärt . Diese Freistellung gilt bis zum 20 . Februar 1995 .

Artikel 2

Die Unternehmen, an die diese Entscheidung gerichtet
ist, unterrichten die Kommission einmal jährlich über alle
Änderungen und/oder Zusätze der angemeldeten Ver­
einbarung sowie über den Abschluß aller neuen Ver­
einbarungen untereinander oder mit einem anderen
„P & I-Club". Die Unternehmen übermitteln der Kom­
mission ferner jährlich einen Bericht mit statistischen An­
gaben , damit sie die Anwendung des „Verfahrens vor
dem 30. September" prüfen kann.

, Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die im Anhang aufgeführten
Unternehmen gerichtet.

Brüssel , den 16 . Dezember 1985

Für die Kommission

Peter SUTHERLAND

Mitglied der Kommission
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